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Die Budgethilfe gilt als konsequentestes 

entwicklungspolitisches Instrument, um

die fünf Prinzipien der 2005 verabschie-

deten „Paris Declaration“ zur Steigerung 

der Wirksamkeit der Entwicklungshilfe

umzusetzen (Ownership, Alignment, 

Harmonisation, Management for Re-

sults, Mutual Accountability). Gleichzei-

tig ist die Budgethilfe aber in die Kritik

geraten, weil sie viele Erwartungen hin-

sichtlich schneller und umfassender 

Entwicklungsfortschritte nicht erfüllen 

konnte. Auch der Vorwurf, bei dysfunkti-

onalen staatlichen Strukturen (implizit) 

Korruption und Misswirtschaft zu för-

dern, konnte nicht aus der Welt geräumt 

werden. Vor dem Hintergrund anhalten-

der öffentlicher Kritik haben sich inzwi-

schen viele Geber mehr oder weniger 

aus der Budgethilfe zurückgezogen.

Rückläufige Budgethilfe, steigende 

politikbasierte Darlehen

Parallel zum Rückgang der Budgethilfe

sind einige fortgeschrittene Entwick-

lungs- und Schwellenländer dazu über-

gegangen, für die Finanzierung größerer 

Reformprogramme konzessionäre Dar-

lehen („policy loans“) aufzunehmen. Bei 

vielen multilateralen Banken sind policy 

loans inzwischen fester Bestandteil des

Finanzierungsinstrumentariums. Die 

Weltbank ist dabei wichtigste Akteurin.

Sie setzt im Schnitt mehr als ein Drittel 

ihrer Zusagen mit Development Policy 

Loans um. Die Kreditaufnahme „rech-

net“ sich aus Sicht der Partnerländer

durch die volkswirtschaftlichen Refor-

merträge (Wirtschaftswachstum, Steu-

ereinnahmen) bzw. die volkswirtschaftli-

chen Einsparungen (Effizienzgewinne, 

Subventionsabbau). 

Die guten Erfahrungen mit policy loans 

haben nun wiederum die Diskussion 

darüber entfacht, ob und ggfs. unter 

welchen Bedingungen politikbasierte Fi-

nanzierungen („Reformfinanzierungen“) 

ein sinnvolles entwicklungspolitisches 

Instrument sein können. 

Worin unterscheiden sich Reform-

finanzierungen und Budgethilfe?

Das neue Instrument Reformfinanzie-

rung knüpft konzeptionell an die Erfolge 

der policy loans an und entwickelt diese 

zu einem Ansatz weiter, der für Länder 

mit unterschiedlicher wirtschaftlicher 

Leistungsfähigkeit eingesetzt werden 

kann: Zuschussfinanzierungen für ärme-

re Länder und Darlehen mit unterschied-

lichen Konzessionalitätsgraden für fort-

geschrittene Länder. Dabei sollen die 

typischen Schwachstellen der Budgethil-

fe durch konzeptionelle Ausgestaltung 

von vornherein vermieden werden: 

a) Front-Loading: Erst die Reformen, 

dann das Geld

Die wichtigste Erkenntnis aus der 

Budgethilfe lautet: Reformen kann man 

nicht kaufen. Entsprechend konzentrie-

ren sich Reformfinanzierungen auf Part-

nerländer, deren Reformbereitschaft un-

strittig ist. Konzeptionell wird dies 

dadurch sichergestellt, dass die Mittel 

erst dann vertraglich zugesagt werden, 

wenn die Reformschritte bereits politisch 

verabschiedet sind. Der Vertragsab-

schluss bildet den Schlusspunkt eines

oft mehrere Monate oder Jahre 

andauernden politischen Dialoges mit 

der Partnerregierung und steht nicht –

wie bei der Budgethilfe – an dessen 

Beginn.

b) Phasierung: Kein „lock-in“ durch Re-

form-Vorfinanzierungen

Bei der Reformfinanzierung werden die 

Mittel nicht gleich für das gesamte, 

i. d. R. mehrjährige Reformprogramm 

vertraglich zugesagt wie bei der Budge-

thilfe, sondern jeweils nur für die aktuel-

le Reformphase (meist 1–2 Jahre). Das 

hat gleich zwei entscheidende Vorteile: 

Erstens können die Geber auch relativ 

kurzfristig aus einer Reformfinanzierung 

aussteigen, wenn sie mit den Reform-

fortschritten oder einer veränderten Re-

formausrichtung nicht zufrieden sind 

(kein mehrjähriges „lock-in“). Zweitens 

kann so in Verbindung mit dem o. g.

„Front Loading“ sichergestellt werden, 

dass immer nur so viele Mittel ausge-

zahlt werden, wie an Reformen bereits 

„geleistet“ wurden, Reformen also nicht 

vorfinanziert werden. 

c) Reformdynamiken besser berücksich-

tigen (Flexibilisierung)

Politische Reformprozesse zeichnen 

sich meist durch hohe Komplexität und 

Eigendynamik aus. Es ist kaum möglich,

den Reformprozess vorab bis zum Ende 

durchzuplanen. Vielmehr tauchen wäh-

rend der Durchführung unerwartete 

Schwierigkeiten, aber auch neue Chan-

cen auf, wie z. B. günstige politische 

Konstellationen oder unerwartete Allian-

zen. Der Reformprozess muss sukzes-

sive auf der Basis der erreichten Fort-

schritte und vor dem Hintergrund der 

jeweils aktuellen Rahmenbedingungen 

weiterentwickelt werden. Die oben be-

schriebene Phasierung erlaubt eine fle-

xible Reaktion und Anpassung des Re-

formprogramms an die aktuellen politi-

schen und wirtschaftlichen Rahmenbe-

dingungen. 

Resumée: Kein Allheilmittel, aber 

deutlich bessere Erfolgschancen als 

bei der Budgethilfe

Auch die Rahmenbedingungen für den 

Einsatz von Reformfinanzierungen ha-

ben sich in den letzten Jahren günstig 

entwickelt: Viele Länder haben ihr öf-

fentliches Finanzmanagement verbes-

sert. Die fortschreitende Digitalisierung 

von Budgetprozessen schafft mehr 

Transparenz und erleichtert es den Par-

lamenten, ihre Regierungen rechen-

schaftspflichtig zu halten. In Verbindung 

mit den konzeptionellen Neuerungen 

bestehen daher gute Chancen, die ein-

gangs genannten Wirkungsprinzipien 

der „Pariser Erklärung“ mittels Reformfi-

nanzierungen noch stärker in der Ent-

wicklungszusammenarbeit zu verankern 

– immer vorausgesetzt, dass sie nicht 

wie die Budgethilfe als Allheilmittel ein-

gesetzt werden, sondern nur da, wo 

auch die Rahmenbedingungen z. B. hin-

sichtlich Reformbereitschaft und Ow-

nership stimmen.■
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